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Bundessteuergesetzbuch – 
ein Kommentar zum Reform  -
entwurf zur Erneuerung des 
Steuerrechts von Paul Kirchhof
Im April 2011 legte Paul Kirchhof einen Re-
formentwurf zur Erneuerung des deutschen
Steuerrechts, der in das Gewand eines Vor-
schlags für ein Bundessteuergesetzbuch
(BStGB) mit vollständig ausformuliertem
Gesetzestext gekleidet ist, vor. Es ist ein
ganzheitliches Werk. Hauptziel ist die Ver-
einfachung des Steuerrechts, gepaart mit
einer gleichmäßigen Steuerbelastung für
den Bürger. Insbesondere sollen löchrige
Bemessungsgrundlagen, die durch zahlrei-
che Ausnahmetatbestände entstanden sind
und zu überhöhten Steuersätzen geführt
haben, sachgerechter gestaltet werden. Die
Steuerartenvielfalt soll abgeschafft und auf
vier Steuerarten reduziert werden. 
Das Umsatzsteuerrecht soll wesentlich ver-
einfacht werden, indem auf Besteuerung
und Vorsteuerabzug im Geschäftsverkehr
zwischen Unternehmen verzichtet wird.
Gleichzeitig soll dadurch der Umsatzsteu-
erbetrug eingedämmt werden. Die Einkom-
mensteuer soll für natürliche und steuer-
juristische Personen gelten und damit die
Körperschaftsteuer überflüssig machen.
Die heutige Gewerbesteuer soll durch ei-
ne kommunale Zuschlagsteuer abgelöst
werden. Zudem soll ein einheitlicher Steu-
ersatz von 25% wie bei der Abgeltungs-
steuer auf das gesamte Einkommen ein-
geführt werden. Durch Freibeträge soll ei-
ne indirekte Progression hergestellt wer-
den. Erbschaftsteuer und Verbrauchsteu-
er sollen ebenfalls vereinfacht werden. 
Eine Umsetzung dieses umfassenden (ra-
dikalen) Vorschlags könnte zu einer wahr-
haft »Großen Steuerreform«, wie sie be-
reits 1949 von dem damaligen Bundes-
kanzler Konrad Adenauer angekündigt
worden war, führen, sofern sich die der-
zeitigen Entscheidungsträger trotz Euro-
krise zu einer verbesserten Steuerpolitik
durchringen könnten. 
Am 9. Dezember 2011 fand an der Uni-
versität Heidelberg ein Symposium zu
dieser Thematik statt.
Bisherige Reformvorhaben
Seit 1949 werden in Deutschland Steu-
erreformen angekündigt. Am 20. Sep-
tember 1949 verkündete der erste deut-
sche Bundeskanzler Konrad Adenauer
im Rahmen seiner Regierungserklärung
die Absicht, eine »umfassende Steuer-
reform« in die Wege zu leiten. (BT-Ver-
handlungen 1/5, 20. September 1949,
25 D). Seither sind zahlreiche Reformen
angekündigt worden. Allerdings sind le-
diglich zwei Steuerarten reformiert wor-
den. Die erste echte Reform wurde 1967
mit der Umstellung der Umsatzbesteue-
rung auf eine Mehrwertsteuer, deren
Kernelement der Vorsteuerabzug war und
ist, realisiert. Die zweite echte Reform er-
fuhr die Körperschaftsteuer 1977 mit der
Einführung des Anrechnungsverfahrens,
das allerdings inzwischen wieder aufge-
hoben wurde (vgl. Reiß 2003). 
Nach der Sprachregelung der Regierungs-
vertreter werden jedoch fast alle Rechts-
änderungen, die ein gewisses Ausmaß er-
reichen, als Reform bezeichnet. Offensicht-
lich ist den meisten Steuerpolitikern der
Wortsinn des Wortes »Reform« nicht hin-
reichend bekannt. Zur Verstärkung eines
positiven Eindrucks verwenden die Volks-
vertreter häufig auch die Bezeichnung
»Große Steuerreform«. Die Einschätzung
von Größe ist dabei sehr subjektiv gefärbt.
Die Bedeutung von Änderungsmaßnah-
men wird vielfach mit Beispielsrechnungen
untermauert, die in der Regel aber vergan-
genheitsorientiert sind. Insbesondere wird
immer die Wirkung der Inflation verkannt
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Wie ist der von Paul Kirchhof in diesem Jahr vorgelegte Entwurf zur Reform des deutschen Steu-
errechts zu beurteilen?Zur Diskussion gestellt
oder verschwiegen. In jüngerer Zeit wird die Frage aufge-
worfen: »Wer regiert in der Steuerpolitik?« (vgl. Ganghof 2004).
Im Mittelpunkt der Diskussion steht zumeist nur die Einkom-
mensteuer, weil sie den Steuerzahler unmittelbar trifft und
die indirekten Steuern in der Regel kaum vollumfänglich wahr-
genommen werden können, sofern sie nicht z.B. an den Zapf-
säulen »ausgeschildert« sind.
Die Politik der Einkommensteuerreform wird daher häufiger
hinterfragt. Bekanntlich werden in Wahljahren Einkommen-
steuersenkungen angekündigt, die später auch in verringer-
tem Maße gewährt werden, vielfach aber bereits durch die
Inflation wieder »aufgefressen« worden sind. Inzwischen ist
die Bedeutung der »kalten Progression« wohl auf der poli-
tischen Ebene verinnerlicht worden. Belebt wurde die Dis-
kussion bekanntlich durch die weitreichenden Reformvor-
schläge von Paul Kirchhof zur Einkommensbesteuerung im
Januar 2001 (vgl. Kirchhof et al. 2011, »Karlsruher Entwurf«),
die jedoch auf wenig Gegenliebe stießen, zumal sich die Kri-
tiker auf einen Fixpunkt – die 25%-Marke – konzentrierten
und sämtliche übrigen Verbesserungen ignorierten.
Die Geschehnisse um die Karlsruher Vorschläge, die 2005
ihren unschönen Höhepunkt fanden, riefen in mir Erinnerun-
gen wach, die die Zeit um 1970 bis 1973 betrafen. Damals
fanden im Deutschen Bundestag die Beratungen über eine
Einkommensteuerreform, die im Entwurf eines EStG 1974
konkretisiert worden waren und auf dem Gutachten der Steu-
erreformkommission basierten (Gutachten 1971), statt. Un-
ter anderem war eine Verselbständigung der Steuerbilanz
vorgesehen. Weitere Verbesserungen und Vereinfachungen
hätten realisiert werden können. Bekanntlich scheiterte die
Einkommensteuerreform daran, dass sich die politischen
Gruppen nicht über die steuerliche Berücksichtigung von
Kindern einigen konnten. Die Kontroverse Kinderfreibetrag
versus Kindergeld führte dazu, dass die Reformpakete zu-
nächst aufgeschnürt wurden und eine Einkommensteuerre-
form dann gänzlich unterblieb. Die Vorschläge der Steuer-
reformkommission, die das bislang umfassendste Reform-
werk darstellten, blieben eine hochwertige Materie, die bis
heute beachtenswerte Argumente und Begründungen lie-
fert, aber auf der politischen Bühne chancenlos bleibt. Das
Gutachten sollte als Fundament einer in der Tat »Großen
Steuerreform« dienen (vgl. Geiger 1985; Dziadkowski 1997).
Während das Gutachten 1971 sämtliche Steuerarten um-
fasste, waren in der Vergangenheit immer wieder Gutach-
ten zu einzelnen Steuerarten, vornehmlich zur Einkommen-
steuer, erstellt worden. 
Rückblickend sei nur hingewiesen u.a. auf die »Kleine Steu-
erreform« 1953, die »Große Steuerreform« 1954/55, für die
als gutachtliche Basis die »Diskussionsbeiträge« vom No-
vember 1953 dienten (vgl. Dziadkowski 1997, 5), die Ein-
führung des Splitting-Verfahrens nach Feststellung der Ver-
fassungswidrigkeit von § 26 ff, EStG sowie die »erste« Ein-
kommensteuerkommission, die als Durchforstungskommis-
sion allerdings primär eine textkritische Überarbeitung des
EStG vornehmen sollte. Sie hatte u.a. den Auftrag erhalten,
die Vorschriften »im Wortlaut nach Möglichkeit einfacher, all-
gemeinverständlicher, vielleicht auch volkstümlicher zu fas-
sen« (vgl. Untersuchungen 1964, 25). Weitere Gutachten –
zumeist mit begrenztem Auftrag – wurden erstellt. Erwähnt
seien die »Thesen der Einkommensteuer-Kommission ...«
1994, die »Petersberger Steuervorschläge« 1997, die »Brüh-
ler Empfehlungen« 1999 und weitere Gutachten der Wis-
senschaftlichen Beiräte beim Bundesministerium der Finan-
zen sowie beim Bundesministerium für Wirtschaft, die al-
lerdings keine Vorschläge zur Ausgestaltung von Rechtsvor-
schriften unterbreiteten. 
Grundlage für wissenschaftliche Diskussionen des gesam-
ten Steuersystems war bislang das Steuerreformgutachten
aus 1971, da sich alle weiteren gutachtlichen Stellungnah-
men nur auf bestimmte Steuerarten erstreckten. Für die rea-
le Steuerpolitik erlangte jedoch nur die Körperschaftsteuer-
reform durch die Einführung des Anrechnungsverfahrens
Bedeutung, bis auch dieses wieder vorübergehend durch
das Halbeinkünfteverfahren und dieses inzwischen wieder-
um durch die Einführung der Abgeltungssteuer abgelöst wur-
den (vgl. Ganghof 2004, 62 ff.). 
Die Schwäche aller bisherigen gutachtlichen Meinungsäuße-
rungen und der steuerpolitischen Maßnahmen war und ist,
dass der Inflation zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt wird
und dem Nominalwertprinzip der Status einer Tabuzone zu-
erkannt wird. Lediglich im Jahr 1973 wurde ein Gesetzent-
wurf eingebracht, der die »Beseitigung von Inflationsschä-
den bei der Einkommen- und Lohnsteuer« im Rahmen ei-
nes »Inflationsentlastungsgesetzes« vorschlug (Gesetzent-
wurf 1973). Niemand erinnert sich heute noch an die Worte
von Hans Schäffer aus dem Jahre 1932. Er vertrat die Mei-
nung, man könne »nicht die Finanzen nach der Politik«, son-
dern man müsse »die Politik nach den Finanzen machen (vgl.
Ullmann 2005, 97). Sparsamkeit und Ethik sind bekanntlich
Fremdworte für Steuerpolitiker. Dass Steuerrecht ohne Wert-
grundlage ... in des Wortes eigentlicher Bedeutung wertlos«
ist, berührt die Politik nicht (vgl. Tipke 2002, 148). Im Zuge
einer Diskussion über die Steuerpolitik und das deutsche Re-
gierungssystem hat im Hinblick auf eine Einkommensteuer-
reform schon 2004 Ganghof festgestellt, dass »trotz schein-
barer Einigkeit der Parteien über Grundprinzipien der Steu-
erreform die politische Einigung so schwer fällt, und die Fra-
ge »warum der Flat-Tax-Vorschlag von Paul Kirchhof nur ei-
ne Frage der Zeit war und warum er in absehbarer Zeit wohl
kaum umgesetzt werden wird«, nur schwer zu beantworten
ist. Diese pessimistische Aussage zeigt, wie heutige Steuer-
politik eingeschätzt wird (vgl. Ganghof 2004, 17). 
Man soll die Hoffnung auf Besserung jedoch nie aufgeben,
wie Klaus Tipke es bereits 1990 anklingen ließ, indem er »von
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der Euphorie über die Resignation zu neuer Hoffnung« kam
(vgl. Tipke 1990). Wissenschaftliche Arbeiten können, wenn
auch nur auf lange Sicht, zur Verbesserung der Situation füh-
ren. Man sollte aber nicht »die Wissenschaft zur Magd der
Politik machen« (Tipke 1990, 313). Paul Kirchhof hat trotz
aller Anfeindungen aus politischen Lagern nicht resigniert
und nochmals einen großen Anlauf genommen (mbe.2011).
Um seinen Mut zu begreifen, muss man nochmals 40 Jah-
re zurückblenden. Das 1971 erstattete Steuerreformgutach-
ten war das erste umfassende »Reformwerk«, das nach dem
Zweiten Weltkrieg das gesamte deutsche Steuerrecht ana-
lysiert und konkrete Vorschläge unterbreitet hatte. Es darf
in Erinnerung gerufen werden, dass ca. 20 Jahre nach der
Ankündigung durch Konrad Adenauer Ende 1968 die Steu-
erreformkommission berufen wurde und diese am 30. März
1971 ihr umfangreiches Gutachten vorgelegt hatte. »Aus-
lösendes Moment für die Einsetzung der Steuerreformkom-
mission war die seit Jahren immer heftiger gewordene Kri-
tik an dem System des deutschen Steuerrechts und der
Ausgestaltung der Steuergesetze im einzelnen.« (Gutach-
ten 1971, 23). Die Kritik am Steuersystem sei zwar so alt wie
das Steuerrecht selbst. Es habe auch nicht an Reformvor-
schlägen und partiellen Steuerreformen gefehlt. Für Einzel-
bereiche habe »es Reformen gegeben, die diesen Namen
verdienen, so ... für den Bereich des Umsatzsteuerrechts
mit dem Übergang zum Mehrwertsteuersystem« (Gutach-
ten 1971, 23). An einer umfassenden, in allen Bereichen auf-
einander abgestimmten Reform des ganzen Steuer- Sys-
tems habe es bisher jedoch gefehlt. 
Interessant ist aus heutiger Sicht, welcher Auftrag der Kom-
mission erteilt wurde. Die Kommission sollte zur Vorberei-
tung einer umfassenden Steuerreform ein Gutachten aus-
arbeiten, das sowohl die direkten Steuern als auch die in-
direkten Steuern sowie die Prämiengesetze behandelt. Die
Sparförderung spielte zur damaligen Zeit eine große Rolle.
Es sollte der »Grundsatz der Gleichmäßigkeit und sozialen
Gerechtigkeit der Besteuerung berücksichtigt werden. Ganz
besonderer Wert sei auf eine Vereinfachung des Steuerrechts
zu legen. Schließlich müssten die Harmonisierungsbestre-
bungen innerhalb der EWG Berücksichtigung erfahren« (Gut-
achten 1971, 19). Diese Vorgaben sind nach wie vor aktu-
ell und tragen auch den Reformentwurf Paul Kirchhofs. 
Die in den Jahren 1971 bis 1973 von der Bundesregierung
erarbeiteten Gesetzentwürfe konnten weitgehend nicht um-
gesetzt werden. Lediglich die Körperschaftsteuerreform
konnte per 1977 realisiert werden. In der Zwischenzeit wur-
den immer wieder Kommissionen für Einzelbereiche einge-
setzt. Eine ganzheitliche Untersuchung wurde nicht in Auf-
trag gegeben. Nur Joachim Lang hat es nochmals 1993 ge-
wagt, den Entwurf eines Steuergesetzbuchs vorzulegen (vgl.
Lang 1993). In Deutschland war ihm kein Erfolg beschieden.
Die Absichtserklärung des ersten Bundeskanzlers steht al-
so immer noch im Raum. Nach diesem Rückblick in mehr
als 60 Jahre »Reformbedarf« kann man wohl ermessen, wel-
cher Aufgabe sich Paul Kirchhof gestellt hat. 
Zum Reformentwurf zur Erneuerung des 
deutschen Steuerrechts 
Das Reformwerk basiert auf den bereits früher vorgeleg-
ten Entwürfen für ein Einkommensteuergesetzbuch und ein
Umsatzsteuergesetzbuch, umfasst nunmehr aber das ge-
samte Steuerrecht. Der größte Reformbedarf besteht im
Einkommensteuerrecht. Bereits 1988 hatte Paul Kirchhof
für den Deutschen Juristentag ein Gutachten zur Einkom-
mensteuer erstellt. 2001 folgte der Karlsruher Entwurf zur
Reform des Einkommensteuergesetzes, der 2003 in ein
Einkommensteuergesetzbuch überführt wurde. Vorab ist
anzumerken, dass der Reformentwurf eine Einheitssteuer
im Rahmen einer Reform von Einkommen- und Körper-
schaftsteuer vorsieht, die sowohl für natürliche als auch
für »steuerjuristische Personen« Gültigkeit erlangen soll (vgl.
Kirchhof 2003). Neben dem dringlichen Reformbedarf bei
der Ertragsbesteuerung wird auch seit geraumer Zeit er-
höhter Reformbedarf bei der Umsatzsteuer angenommen
(vgl. Mittler 2001; Widmann 2002; Dziadkowski et al. 2003;
Leitl 2010). Seit Einführung des Binnenmarktes haben miss-
bräuchlicher Vorsteuerabzug und Umsatzbetrug mittels Ka-
russellgeschäften erheblich zugenommen (vgl. Kraeusel
2008). Die Schwierigkeiten, auf EU-Ebene wirksame Ab-
wehrmaßnahmen zu entwickeln, haben in Deutschland ver-
schiedene Instrumente entstehen lassen, die aber ihre Auf-
gabe, Verhinderung von Vorsteuerbetrug, nur unzureichend
erfüllen können. Zur Verhinderung grenzüberschreitend or-
ganisierter Umsatzsteuerverkürzungen sind dringend Re-
formmaßnahmen erforderlich. Hierzu wurden 2008 im Um-
satzsteuergesetzbuch umfassende Vorschläge vorgestellt
(vgl. Kirchhof 2008). Bemerkenswert ist, dass nach die-
sem Vorschlag alle Verkehrsteuern in die Umsatzbesteue-
rung integriert werden sollen.
Der Reformentwurf »Bundessteuergesetzbuch (BStGB)«
ist in sechs Teile gegliedert. Es sind dies fünf »Bücher« und
ein »Anhang«. Vorangestellt wurden »Leitgedanken der Steu-
erreform«. Den jeweiligen Vorschriften sind umfangreiche
Begründungen beigefügt, die durch Rechtsprechungshin-
weise und Literaturquellen die Überlegungen leicht nachvoll-
ziehbar machen. Als Oberziel kann man den Wunsch nach
Vereinfachung des gesamten Steuerrechts ausmachen. Vor
einer weiteren Erörterung der einzelnen Teilbereiche sollen
die Beweggründe des Verfassers und die Bitte um Diskus-
sion aus dem Vorwort zitiert werden: 
»Demokratie fragt immer wieder, ob ein Gesetz gut ist. Ent-
deckt sie Mängel und Unzulänglichkeiten, wird sie über die-
se Schwächen sprechen, in der Wissenschaft und in der Öf-
fentlichkeit auf das gerechtere Gesetz drängen. So erneu-
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ert sich die Demokratie stets – das ist das Ideal – zum Bes-
seren.« (Vorwort V) 
»Unser Reformvorschlag ist wissenschaftlich, also in Unbe-
fangenheit geprägt von einem Willen zum Besseren – für
unser Steuerrecht, unsere Wirtschaft, unsere freiheitliche
Demokratie. Mit der Publikation unserer Überlegungen ver-
binden wir die Hoffnung, der Öffentlichkeit, den Parteien
und Verbänden, dem Parlament einen Reformimpuls ge-
ben zu können, dabei auf wissenschaftliche Kritik zu tref-
fen, die Wege weist, wie unser Vorschlag zu verbessern ist.«
(Vorwort VIII). 
Das Reformwerk ist wie folgt strukturiert: 
Buch 1:  Allgemeiner Teil 
Buch 2:  Einkommensteuer 
Buch 3:  Erbschaft- und Schenkungsteuer 
Buch 4:  Umsatzsteuer 
Buch 5:  Verbrauchsteuer 
Anhang: Bilanzrecht 
Jedes Buch sowie der Anhang enthalten nach einer »Über-
sicht« die »Grundgedanken« sowie umfassende Erläute-
rungen zur jeweiligen Steuerart. Der Reformvorschlag um-
fasst ohne Glossar und Literaturverzeichnis 1 206 Seiten
und entspricht damit vom Volumen her in etwa dem Steu-
erreformgutachten 1971. Besonders hervorstechend sind
die neuen Ansätze bei der Ertragsbesteuerung und der Um-
satzbesteuerung, die die jahrzehntealte Zementierung der
Steuerartengebiete auflösen. Hervorzuheben ist die »Zusam-
menlegung« von Einkommen- und Körperschaftsteuer nebst
Ersatz der Gewerbesteuer durch eine kommunale Zu-
schlagsteuer sowie das neue Umsatzsteuer-(Mehrwertsteu-
er-)konzept, das die Besteuerung von Umsätzen zwischen
Unternehmen merklich vereinfachen könnte.
An den Anfang des Reformentwurfs hat Paul Kirchhof »Leit-
gedanken der Steuerreform« gestellt. Er weist darauf hin,
dass das gegenwärtige Steuerrecht allgemein als unzuläng-
lich empfunden wird, »weil es unübersichtlich ist, die Frei-
heit des Wirtschaftens erschwert und hemmt, in seinem
ständigen Wechsel langfristige Planungen kaum zulässt,
mit seinen Lenkungstatbeständen Freiheit beengt und nicht
selten in die ökonomische Torheit führt« (Paul Kirchhof
2011, 1). Er sieht die Aufgabe der Wissenschaft darin, der
Öffentlichkeit und der Politik nachhaltig bewusst zu ma-
chen, »dass ein maßvolles und gleichmäßiges Steuerrecht
möglich ist« (Paul Kirchhof 2011, 2). Er bezeichnet die Steu-
er als Preis der Freiheit. Dem Staat soll die Steuer als Teil-
habe am Erfolg privaten Wirtschaftens zukommen, weil sich
der Bürger »auf die von der Rechtsgemeinschaft bereitge-
stellte Freiheitsstruktur von Marktordnung, Frieden, Rechts-
system, Schul- und Ausbildungswesen stützt« (Paul Kirch-
hof 2011, 4). 
Der Heidelberger Reformentwurf hat sich zum Ziel gesetzt,
»das geltende Steuerrecht in einem Entwurf eines einsich-
tigen Steuergesetzbuchs zu vereinfachen. ... Die Kodifika-
tion eines BStGB fasst die derzeit mehr als 200 Steuerge-
setze zu einem einzigen Steuergesetzbuch zusammen und
reduziert die mehr als 30 Bundessteuern auf vier« (Paul Kirch-
hof 2011, 7). Ein besonderes Anliegen ist ihm die Schaf-
fung eines einfachen und verständlichen Steuerrechts. Die
steuerliche Gesetzgebungspraxis der Gegenwart gebe An-
lass, »das rechtsstaatliche Erfordernis des einfachen und
verständlichen Gesetzes nachdrücklich in Erinnerung zu
rufen« (Paul Kirchhof 2011, 6). Hiermit greift er die löbliche
Absicht der ersten Einkommensteuerkommission aus dem
Jahre 1964 auf, die ihre Untersuchungen »unter besonde-
rer Berücksichtigung textkritischer, rechtssystematischer
und verfassungsrechtlicher Gesichtspunkte« vorgenommen
hatte (Untersuchungen 1964, 25 f.). Bemerkenswert ist, dass
in § 8 eine »Obergrenze der Gesamtbelastung« vorgeschla-
gen wird. Die Regelung hat folgenden Wortlaut: 
»Die jährliche Belastung aus Steuern darf die Hälfte des jähr-
lichen Einkommens nicht übersteigen (Obergrenze). Dabei
ist die Belastung mit Umsatzsteuer und Verbrauchsteuern
mit 20 von 100 des Einkommens anzusetzen. Die Erbschaft-
und Schenkungsteuer bleibt in diesem Belastungsvergleich
unberücksichtigt. Übersteigt die individuelle Jahresbelas-
tung die Obergrenze, ist bis zu einer gesetzlichen Korrektur
die veranlagte Einkommensteuer entsprechend zu mindern.«
Diese Auffassung zur hälftigen Teilung zwischen privater und
öffentlicher Hand findet u.a. eine Stütze im »Zweiten Politi-
schen Testament« von Friedrich dem Großen aus dem Jah-
re 1768 (vgl. Paul Kirchhof 2011, 167; Dietrich 1986, 499). 
Dieser Regelungsvorschlag wird bei den politischen Ent-
scheidungsträgern wohl wenig Gegenliebe finden, zumal sie
eher an Revitalisierung der Vermögen- und Gewerbekapi-
talsteuer, Verewigung des Solidaritätszuschlags und weite-
re Abgaben wie Bettensteuern usw. denken. Hinzu kommt
der überbordende künftige Mittelbedarf, der durch die Er-
richtung von unüberschaubaren Rettungsschirmen verur-
sacht wird und den Finanzminister vom »Herrn der Löcher«
zum »Billionär der Schirme« mutieren lässt. Nachdem Grie-
chenland mit Volksabstimmungen die Weltwirtschaft ver-
unsichert hat, wird die Krise für Steuerzahler jetzt erst rich-
tig losgehen (vgl. Sinn 2011, 10). Da die Berücksichtigung
der stark schleichenden Inflation auch nicht zu erwarten ist,
wird die Steuerlast real merklich ansteigen (vgl. Milbradt et
al. 2011, 220–237). 
Da der Umfang der Vorschläge eine eingehende Erörterung an
dieser Stelle gegenwärtig nicht zulässt, ohne den Rahmen die-
ses Beitrags zu sprengen, sollen nachstehend nur die Vor-
schläge zu den beiden ergiebigsten Steuerarten – die Umsatz-
steuer und die Einkommensteuer nebst Körperschaft- und Ge-
werbesteuer nach alter Lesart – nachgezeichnet werden.
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Zur »neuen« Einkommensteuer und kommunalen
Zuschlagsteuer 
Der Reformentwurf sieht vor, künftig Personen- und Kapi-
talgesellschaften als steuerjuristische Personen gleich zu be-
steuern. Die Trennung zwischen Körperschaft- und Einkom-
mensteuer wird aufgegeben. Das könnte zur Rechtsform-
neutralität der Besteuerung führen, sofern eine vollständige
Umsetzung realisiert wird. Steuerobjekt soll wie bisher das
Markteinkommen abzüglich bestimmter persönlicher Ab zü-
ge sein.
§ 42 lautet: Persönliche Steuerpflicht 
»Natürliche Personen und steuerjuristische Personen sind
einkommensteuerpflichtig.« 
§ 43 lautet: Steuergegenstand, Steuersatz
»(1) Der Einkommensteuer unterliegt das Einkommen eines
Kalenderjahres. 
(2) Einkommen sind die Einkünfte des Steuerpflichtigen aus
Erwerbshandeln abzüglich der existenzsichernden Aufwen-
dungen und des Sozialausgleichs. 
(3) Einkünfte sind die Erwerbserlöse abzüglich der Erwerbs-
kosten. Erwerbshandeln ist die Nutzung von Erwerbsgrund-
lagen, um Einkünfte am Markt zu erzielen. Eine Erwerbs-
grundlage ist eine zur Vermögensmehrung bestimmte und
geeignete Einkunftsquelle. 
(4) Die Einkommensteuerschuld beträgt ein Viertel des Ein-
kommens.« 
Die Regelung verzichtet auf die Aufzählung von Einkunfts-
arten wie im geltenden EStG. Damit soll eine Gleichbehand-
lung aller Einkünfte sichergestellt werden. 
Bereits 1988 hatte sich Paul Kirchhof in seinem Gutachten
für den 57. Deutschen Juristentag der Frage gestellt; »Emp-
fiehlt es sich, das Einkommensteuerrecht zur Beseitigung
von Ungleichbehandlungen und zur Vereinfachung neu zu
ordnen?« (Paul Kirchhof 1988, Teil F.) Seither kämpf er mit
Verve für die Vereinfachung und wider die Ungerechtigkei-
ten auf dem Gebiet der Einkommensbesteuerung. Erstes
umfassendstes Zeugnis ist der »Vorschlag zur Reform der
Einkommen- und Körperschaftsteuer« (Paul Kirchhof 2004),
der aus dem Karlsruher Entwurf zur Reform des Einkom-
mensteuergesetzes (Karlsruher Entwurf 2001; Paul Kirch-
hof, Erläuterungen, 2001) hervorgegangen war. 
Die Schwächen des geltenden Gewerbesteuerrechts führ-
ten zu Überlegungen, wie die gewichtigste Gemeindesteu-
er verbessert werden kann (vgl. Dziadkowski 1987). Es
wird darauf hingewiesen, dass sich die Gewerbesteuer
durch die Einführung der Gewerbesteuerumlage, den
Wegfall der Lohnsumme als Besteuerungsgrundlage und
die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer zum 1. Janu-
ar 1998 von einer Objektsteuer zu einer Ertragsteuer ent-
wickelt hat. Da die bisherige Gewerbesteuer nicht mehr
geeignet ist, den notwendigen Beitrag zur Finanzierung
der Gemeinden zu leisten, wird eine kommunale Zu-
schlagsteuer zur »neuen« Einkommensteuer erwogen. Fol-
gende Regelungen werden vorgeschlagen:
§ 65 Erhebung einer Kommunalen Zuschlagsteuer 
»Die Gemeinden erheben eine Kommunale Zuschlagsteu-
er. Die Kommunale Zuschlagsteuer belastet das in der Ge-
meinde erwirtschaftete Einkommen …«
§ 66 Steuerpflicht 
»Steuerpflichtiger der Kommunalen Zuschlagsteuer ist, wer
einkommensteuerpflichtig ist.« 
Der Kreis der Steuerpflichtigen wird ausgeweitet. Im Gegen-
satz zur bisherigen Rechtslage, nach der nur Gewerbetrei-
bende von der Gewerbesteuer erfasst werden, sollen künf-
tig alle Bürger einer Gemeinde die Zuschlagsteuer entrich-
ten, d.h. auch Arbeitnehmer sollen die Gemeindesteuer tra-
gen. Da das Hebesatzrecht der Gemeinde zusteht, muss
noch deren Zuständigkeit geregelt werden. Hier ist vorge-
sehen, die Steuerberechtigung der Gemeinde an das Bele-
genheitsprinzip anzuknüpfen. Im Regelfall ist die Gemeinde
berechtigt, in der die Betriebsstätte belegen ist. Für Arbeit-
nehmer soll nicht die Wohnsitzgemeinde hebeberechtigt
sein, sondern die Gemeinde »in der sich der Arbeitsplatz be-
findet.« Das bedeutet, dass Wohnsitzgemeinden nicht wie
bisher am Arbeitseinkommen partizipieren, wie es bislang
über die Einkommensteueranteile der Fall ist. Wohnstädte
wären gezwungen, gewerbliche Ansiedlungen in verstärk-
tem Maße zu generieren. 
Die Steuerbelastung aller Einwohner einer Gemeinde wür-
de unabhängig von ihrem Wohnort entstehen. Zur Begrün-
dung wird angeführt, dass der Arbeitsplatz der Ort ist, »an
dem Arbeitnehmer ihre Arbeitskraft als Erwerbsgrundla-
ge nutzen, um Arbeitslohn zu verdienen« (Paul Kirchhof
2011, 558). 
Zur Umsatzsteuer 
Als Mangel des geltenden Rechts wird hervorgehoben, dass
die Umsatzsteuer, die als Verbrauchsteuer den Verbrau-
cher belasten soll, auf allen Ebenen erhoben wird. Alle Um-
sätze – auch die zwischen Unternehmern – werden zunächst
belastet und dann unter bestimmten Voraussetzungen durch
den Vorsteuerabzug wieder entlastet. Bekanntlich fungiert
der Unternehmer weitgehend als Steuereinsammler. Die
Kompliziertheit und Unsystematik sei Gegenstand ständi-
ger Diskussion und werde vielfach beklagt. Das UStG las-
se eine innere Ordnung vermissen. Steuerbefreiungen und
Steuerermäßigungen seien zum Teil nicht nachvollziehbar.
Auch seien die besonderen Verkehrsteuern in die Umsatz-
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steuer integrierbar. Auch die Europäische
Kommission habe angeregt, das Mehrwert-
steuersystem zu vereinfachen und zu mo-
dernisieren. Umsatzsteuerausweis auch im
binnenunternehmerischen Sektor erfordere
eine Unmenge an Arbeits- und Buchungs-
vorgängen. So seien von den im Jahre 2008
gezahlten Entgelten von insgesamt »knapp
5,4 Bill. Euro über 1,9 Bill. Euro auf das Ver-
arbeitende Gewerbe und über 1 Bill. Euro auf
den Großhandel« entfallen (vgl. Paul Kirch-
hof 2011, 814). Die hohen Beträge, die auf
Steuerbetrug zurückzuführen seien, gehen
vielfach auf ungerechtfertigten Vorsteuerab-
zug zurück. Das betrugsanfällige »Nullsum-
menspiel« ließe sich vermeiden, »wenn die
Umsatzsteuer von vornherein auf eine Be-
lastung des Verbrauchers ausgerichtet ist.«
(Paul Kirchhof 2011, 814 a.E.). 
Der Reformentwurf schlägt daher vor, im Regelfall – im un-
baren Zahlungsverkehr – auf eine Besteuerung der Leistun-
gen an Unternehmer und auch an die öffentliche Hand zu
verzichten und zugleich den Vorsteuerabzug in diesen Fäl-
len aufzugeben. Vorsteuerbetrug sei dann so gut wie aus-
geschlossen (vgl. Mittler 2001; Widmann 2002; Dziadkowski
et al. 2003). Hinsichtlich der Steuerermäßigungen wird auf
einen ermäßigten Steuersatz verzichtet und der Regelsatz
in Höhe von 19% vorgeschlagen. Obwohl der ermäßigte
Steuersatz gerade für Nahrungsmittel das Existenzminimum
des Verbrauchers berühre, sollen auch diese dem Regel-
steuersatz unterworfen werden. Der Reformentwurf gibt
sich der Hoffnung hin, dass der Grundfreibetrag nach §32a
EStG entsprechend aufgestockt werden könnte. Da eine
zeitnahe Anpassung der Grundfreibetrage an die gestie-
genen Lebenshaltungskosten so gut wie nie vorgenommen
wird, würde die Abschaffung des ermäßigten Steuersat-
zes zu einer merklichen Mehrbelastung führen. Zu berück-
sichtigen ist, dass sich das Aufkommen zwischen 1969 und
2009 vervielfacht hat (vgl. Milbradt et al. 2011, 209).
Ausblick 
Es ist zu erwarten, dass sich die Kritik am Reformentwurf
wieder am Steuersatz bei der Einkommensteuer von »einem
Viertel« entzünden wird. Es soll daher auf die bisherige Stra-
tegie bei Steuersatzkorrekturen, die meist mit der Bezeich-
nung »Steuerreform« belegt wurden, hingewiesen werden.
Der progressive Tarif neigt dazu, bei Preissteigerungsten-
denzen heimliche Steuererhöhungen in Form der kalten Pro-
gression zu erzeugen. Die Verringerung der Steuertarife im
progressiven Bereich wurde in der Vergangenheit zumeist
dadurch zum Teil wieder neutralisiert, dass man die Zonen-
grenzen zum Spitzensteuersatz verschoben hat. Durch Ab-
senkung der oberen Proportionalzone konnten die Ermäßi-
gungen zum Teil wieder eingefroren werden, wie aus Abbil-
dung 1 ersichtlich ist. 
Ob das bemerkenswerte Reformvorhaben das Schicksal
früherer großer Reformwerke erleidet, bleibt abzuwarten. Die
erste sog. Große Steuerreform konnte unter dem Eindruck
von besatzungsbedingten Einkommensteuersätzen bis zu
95% 1954 merkliche Tarifermäßigungen vornehmen. Be-
zeichnend für die damalige Zeit war, dass »die Fragen der
großen Steuerreform noch vor der Herstellung der Gesetz-
entwürfe ausgiebig und gründlich in den berufensten Krei-
sen diskutiert« wurden (vgl. Spitaler 1954, 76). Lob wurde
allen beteiligten Kreisen gezollt. So wies Armin Spitaler da-
rauf hin: »Dem BFM muß die Anerkennung gezollt werden,
daß es ... diese Diskussionen nicht nur nicht scheut und zu
hemmen sucht, sondern sie sogar fordert und unterstützt.«
Es war aber die Zeit, als man noch von der Organischen
Steuerreform träumen durfte. Möge dem Reformwerk von
Paul Kirchhof ebenfalls eine solche fruchtbare sachliche Dis-
kussion beschieden sein. 
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Einfach weniger Steuern zahlen
Paul Kirchhof setzt sich mit seinem Entwurf eines Bundes-
steuergesetzbuches (vgl. Kirchhof 2011) zum Ziel, das Steu-
errecht zu vereinfachen und alle Privilegien und Lenkungs-
maßnahmen abzuschaffen, um das Steuerrecht gerechter
zu machen. Diese eher unbestimmte Zielsetzung weist ei-
nen engen Bezug zu operationalen ökonomischen Krite-
rien auf:
￿ Steuererhebungskosten sind eine operationale Maßgrö-
ße für die »Einfachheit« eines Steuersystems.
￿ Steuerwirkungen als Abweichungen von einer neutralen
Besteuerung messen Steuerbegünstigungen und Privi-
legien.
￿ Distributive Konsequenzen operationalisieren das Ziel
steuerlicher Gerechtigkeit.
Der Kirchhof-Entwurf umfasst eine Radikalreform der Ein-
kommensbesteuerung, eine Erbschaft- und Schenkungs-
steuer sowie eine Umsatz- und Verbrauchssteuer. Da die
tiefgreifendsten Änderungen die bisherige Einkommensteu-
er und Körperschaftsteuer betreffen, wird die Analyse auf
diese Steuern beschränkt.
Welche Kosten sind für eine Steuervereinfachung
relevant?
Der vieldeutige Begriff der Steuervereinfachung wird durch
den Maßstab der Steuererhebungskosten (»compliance
costs«) operationalisiert (vgl. Slemrod 1996). Steuererhe-
bungskosten als Maßgröße der Einfachheit eines Steuer-
systems können unterteilt werden in steuerliche Deklara-
tionskosten und steuerliche Planungskosten. Deklarations-
kosten entstehen ex post durch die Abgabe von Steuer-
erklärungen, die eine Transformation bereits realisierter öko-
nomischer Sachverhalte in gesetzliche Tatbestände vor-
nehmen. Zu den Deklarationskosten im weiteren Sinne ge-
hören auch Kontrollkosten der Finanzbehörden und die
Kosten der Klärung von strittigen Sachverhalten durch Fi-
nanzgerichte. Steuerliche Planungskosten entstehen ex
ante durch Steuervermeidungsbestrebungen von Steuer-
pflichtigen als Reaktion auf die »transactional complexity«
von Steuersystemen. Sie werden durch ungleichmäßige
Besteuerung wirtschaftlich gleichwertiger Alternativen her-
vorgerufen, wenn die Nettoergebnisrechnung nach Steu-
ern zu anderen Entscheidungen führt als die Bruttorech-
nung vor Steuern.
Zwischen steuerlichen Deklarationskosten und Planungs-
kosten besteht ein Substitutionsverhältnis: Deklarationskos-
ten für Steuerbemessungsgrundlagen sind umso höher, je
detaillierter ökonomische Sachverhalte steuerlich abgebil-
det werden, während grobe Pauschalsteuern – wie z.B.
Kopfsteuern – die Deklarationskosten senken. Da Pauschal-
steuern als ungerecht gelten, da sie die »wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit« nicht berücksichtigen, sind der Steuerver-
einfachung durch »rohe« Bemessungsgrundlagen Grenzen
gesetzt. Andererseits werden durch eine verfeinerte und
gleichmäßige Besteuerung ökonomischer Zielgrößen Steu-
erausweichmöglichkeiten reduziert und hierdurch steuerli-
che Planungskosten vermieden. Der Trade off zwischen De-
klarations- und Planungskosten stellt daher ein komplexes
Problem dar. Um sowohl Deklarations- als auch Planungs-
kosten zu berücksichtigen, muss der Kirchhof-Entwurf in
Bezug auf beide Kostenarten beurteilt werden. 
Führen kurze Gesetze zu einfachen Steuern?
Als einen wichtigen Unterschied des Entwurfs gegenüber
der geltenden Rechtslage betont Kirchhof die Kürze seines
Gesetzestexts, der nur 146 Paragraphen umfasst, die in
»einfacher, für jedermann verständlicher deutscher Sprache«
verfasst seien. Indes gibt es an der Einfachheit von Kirch-
hofs Kurz-Gesetz Zweifel. Richter des Bundesfinanzhofs be-
zeichnen das Kirchhof-Modell wegen seiner Kürze und Un-
klarheit als »streitanfällig«. Sie warnen davor, dass es »die
Finanzgerichte und das Bundesverfassungsgericht auf Jah-
re beschäftigen« würde (vgl. Drenseck 2005, 2).
Kirchhofs Kurz-Gesetz läuft darauf hinaus, bislang gelten-
des detailliertes Gesetzesrecht (»code law«) durch fallwei-
ses Richterrecht (»case law«) zu ersetzen. Wegen des knap-
pen Gesetzestextes müssten entweder die Durchführungs-
verordnungen umso länger sein, oder Steuerpflichtige müss-
ten sich die Regelungen für ihre Steuererklärungen aus Ur-
teilssammlungen zusammensuchen, die nur über Spezialli-
teratur oder Datenbanken zugänglich wären. Hiervor war-
nen BFH-Richter: »Dies hat mit Rechtsvereinfachung nichts
zu tun«.
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Ist das deutsche Steuerrecht ungewöhnlich 
kompliziert?
In der Öffentlichkeit herrscht der Eindruck vor, das deutsche
Steuerrecht sei hinsichtlich seiner Komplexität einzigartig.
Dass Deutschland hinsichtlich der Länge der Gesetzestex-
te international aber einen eher unauffälligen Mittelplatz be-
legt, zeigt Abbildung 1. Demnach liegt Deutschland bei der
Seitenzahl der für Unternehmen relevanten Steuergesetz-
gebung mit 1 700 Seiten in Westeuropa im Mittelfeld, wäh-
rend die USA und Japan deutlich umfangreichere Gesetzes-
texte aufweisen.
Aus guten Gründen hat es bislang kein Industriestaat der
westlichen Welt für sinnvoll gehalten, die Steuerdeklaration
durch Kurz-Gesetze zu regeln.
Noch aussagekräftiger für die Einfachheit von Steuer  -
gesetzen ist der Zeitaufwand für die Erfüllung von Dekla  -
ra  tionspflichten. Eine von der Weltbank in
Kooperation mit PWC in den Jahren 2007–
2010 jährlich durchgeführte Erhebung des
durch die Erfüllung steuerlicher Deklara  -
tionskosten entstehenden Zeitaufwands für
ein Musterunternehmen in Form einer Kapi-
talgesellschaft differenziert nach Ertragsteu-
ern, Umsatzsteuer und Lohnsteuer ein-
schließlich Sozialabgaben. Demzufolge steht
Deutschland mit 182 Stunden pro Jahr im
europäischen Vergleich im Durchschnitt der
letzten vier Jahre auf einem Mittelplatz. Be-
zogen auf Westeuropa, die USA und Ja-
pan ergibt sich das in Abbildung 2 darge-
stellte Bild:
In einem 177 Staaten umfassenden weltwei-
ten Vergleich steht Deutschland auf Platz 65.
Demgegenüber schneiden Japan mit Platz
131 und die USA mit Platz 122 deutlich un-
günstiger als Deutschland ab, während die
Plätze 1 und 2 von den Malediven und den
Vereinigten Arabischen Emiraten eingenom-
men werden. 
Kann Kirchhof die Steuererhebungs-
kosten senken?
Kirchhof erwartet eine Steuervereinfachung
vor allem von der Abschaffung von »Aus-
nahmen« und »Steuervergünstigungen«.
Tatsächlich werden die meisten streitan-
fälligen Unklarheiten weniger durch Aus-
nahmen, sondern durch steuerliche Stan-
dardprobleme ausgelöst. Mehrere empiri-
sche Auswertungen der Urteile von Finanz-
gerichten in Deutschland und Österreich kommen über-
einstimmend zu dem Ergebnis, dass es gerade nicht die
komplizierten Rechtsnormen sind, die zur Prozessflut füh-
ren, sondern dass »klassische Konfliktpunkte« und «Stan-
dardkonflikte« hierfür verantwortlich sind (vgl. Haegert
1991; Funck 2004; Niemann und Kastner 2009). Die deut-
liche Mehrheit aller durch Finanzgerichte zu klärenden
Streitfälle beruht gerade auf scheinbar unkomplizierten,
kurzen Vorschriften. An der Spitze der Streitfälle stehen
elementare Begriffe wie »Werbungskosten« und »Betriebs-
ausgaben«. Eine Auswertung von 5 621 Urteilen des Bun-
desfinanzhofs und der deutschen Finanzgerichte ergab,
dass allein 985 Urteile strittige Abgrenzungsprobleme des
»einfachen« Begriffs der Werbungskosten und 325 Urtei-
le den Begriff der Betriebsausgaben betreffen (vgl. Man-
hertz 2005). Nach Auffassung von Finanzrichtern würden
sich die strittigen Fallzahlen durch Kirchhofs Kurz-Gesetz
deutlich erhöhen und das Steuerrecht damit komplizier-
ter machen.



































Quelle: PWC/Weltbank, Paying Taxes The Global Picture 2006–2011, 2006–2010; Berechnungen des Autors.
Durchschnittliche Bearbeitungszeit wichtiger Steuerarten
in Std.
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Seitenzahlen der für Unternehmen relevanten Steuergesetzgebung 
im internationalen Vergleich
Abb. 1Zur Diskussion gestellt
Viele Regelungen des Entwurfs sind nur vage angedeutet:
Eine der Einkommensteuer hinzugefügte neue »Bilanzord-
nung« (neben einer weiteren »Bilanzverordnung«), deren Pa-
ragraphenzahl in Kirchhofs Zählung nicht enthalten ist, löst
komplexe bilanzielle Ansatz- und Bewertungsproblem in §3
Abs. 2 wie folgt: »Das Vermögen ist realitätsgerecht und
gegenwartsnah zu bewerten«. Nach § 13 soll das Anlage-
vermögen über die nicht näher definierte »betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer« abzüglich eines vom Steuerpflichtigen
zu schätzenden Restwerts abgeschrieben werden, wäh  -
rend das Umlaufvermögen nach § 15 Abs. 1 mit den »ak-
tuellen Wiederbeschaffungskosten« anzusetzen ist, wobei
das bewährte Realisationsprinzip außer Kraft gesetzt wer-
den soll. Wenn mit solch knappen Worten bei komplexen
buchhalterischen Ansatz- und Bewertungsproblemen
Rechtsicherheit hergestellt werden könnte, wären alle bis-
herigen handelsrechtlichen und steuerrechtlichen Bilanz-
standards in der Tat überflüssig. Wäre dem so, so wäre die
weltweite Zunahme der Detaillierung von Bilanzierungsvor-
schriften schwer zu erklären. Gerade weil allgemein gehal-
tene Generalklauseln die zur Klärung von steuerlichen Inte-
ressenkonflikten nötige Trennschärfe vermissen lassen, über-
trifft die Zahl der Urteile zu steuerrechtlichen Bilanzierungs-
problemen die handelsrechtlicher Streitfälle noch bei wei-
tem. Allein vor deutschen Finanzgerichten wurden in den
Jahren 2001–2003 830 buchhalterische Streitfälle verhan-
delt (vgl. Manhertz 2005), obwohl bei deren Lösung auf de-
taillierte Regelungen zurückgegriffen werden konnte, die
auch in Kirchhofs zusätzlicher Bilanzverordnung fehlen. Stün-
den nur vage gehaltene Generalklauseln zur Verfügung, wä-
re die Anzahl der Streitfälle wohl deutlich höher gewesen.
Die meiste Aufmerksamkeit und Zustimmung im Kirchhof-
Entwurf hat die Absenkung des Steuertarifs auf einheitliche
25% gefunden. Die Vereinfachungswirkung des Einheitsta-
rifs ist nach Deklarations- und Planungskosten zu differen-
zieren: Zur Senkung steuerlicher Deklarationskosten trägt
ein linearer Tarif wenig bei, da die Anwendung des Tarifs
auf die Bemessungsgrundlage den Steuerpflichtigen ohne-
hin von den Finanzbehörden abgenommen wird. Zudem
kann die Steuerhöhe bei gegebener Bemessungsgrundla-
ge jederzeit aus öffentlich zugänglichen Steuertabellen bzw.
aus Computer-Software entnommen werden, was den dem
Steuertarif zu widmenden Zeitaufwand auf wenige Minuten
pro Jahr beschränkt. Steuer-Software wird am Jahresende
im Einzelhandel für wenige Euro angeboten.
Doch treffen Kirchhofs Hinweise zu, dass ein einheitlicher
Tarif für Einkommens- und Körperschaftsteuer steuerliche
Planungskosten senken würde. Weder die Rechtsformwahl,
noch der Einkommenstransfer zum Abbau des Steuergefäl-
les zwischen nahe stehenden Personen könnten bei einem
Einheitstarif zur Steuervermeidung genutzt werden. Auch
die Abschaffung von in Subventionsabsicht gewährten Steu-
ervorteilen könnte steuerliche Planungskosten zu Erlangung
der Vorteile senken. Allerdings entfielen dann auch die po-
litisch gewollte Förderung bestimmter Investitionen und Re-
gionen, von Familien, Umwelt, Senioren, Behinderten usw.
In diesem Fall müssten die Fördermaßnahmen durch Regel-
werke außerhalb des Steuerrechts durchgesetzt werden,
was ebenfalls nicht kostenlos wäre. Die Integration der Len-
kungszwecke in das Steuerrecht ermöglicht den Begüns-
tigten ein »One-Stop-Shopping«, während eine Ausgliede-
rung des Förderrechts ein »Two-Stop-Shopping« erzwingen
würde, dessen Kosten eine offene Frage darstellen.
Werden Lenkungstatbestände abgeschafft?
Werden ökonomisch gleichwertige Alternativen ungleichmä-
ßig besteuert, so wird »nach Steuern« anders entschieden
als »vor Steuern«. Dies kann das Ergebnis finanzpolitisch
gewollter Maßnahmen (»Lenkungssteuern«) oder das Ergeb-
nis fiskalisch ungewollter Neutralitätsverletzungen des Steu-
ersystems sein, die als steuerliche Verzerrungen bezeich-
net werden. Steuerwirkungen bedeuten gleichzeitig, dass
steuerliche Ausnahmen im Sinne einer Privilegierung bzw.
Diskriminierung vorliegen. Für ökonomische Steuerwirkun-
gen ist es allerdings unerheblich, ob es sich um gewollte
Ausnahmen im rechtlichen Sinne handelt oder ob das Steu-
errecht zur Steuervermeidung einlädt, weil es nachlässig for-
muliert ist. Da Steuerpflichtige ihre Handlungen am ökono-
mischen Nettoergebnis nach Steuern ausrichten, lassen
sie die Steuervermeidung nicht schon deshalb ruhen, weil
ein nach ökonomischen Kriterien ermittelter Steuervorteil im
juristischen Sinne offiziell nicht als Ausnahme gilt.
Steuerwirkungen sind nicht nur wegen unerwünschter real-
wirtschaftlicher Allokationswirkungen schädlich, sondern
auch wegen der zu ihrer Aufdeckung aufgewendeten Steu-
erplanungskosten. Durch Pauschalierungen können zwar
Deklarationskosten reduziert werden. Werden jedoch Pau-
schalsteuern auf bestimmte Arten der Einkommenserzie-
lung beschränkt, während bei anderen ein Einzelnachweis
für Ausgaben gefordert wird, so werden zwar nicht Entschei-
dungen innerhalb der einzelnen Einkunftsart, aber diejeni-
gen zwischen verschiedenen Einkunftsarten verzerrt, wenn
sich tatsächliche Kosten und Pauschalen nicht decken.
Entgegen der bekundeten Absicht, Lenkungswirkungen ab-
zuschaffen, treten im Kirchhof-Entwurf nach wie vor unge-
wollte Steuerwirkungen auf, die aus der Ungleichbehand-
lung bislang einheitlich behandelter Sachverhalte resultie-
ren. Demnach sollen manche bisher zur Gänze abziehba-
ren Ausgaben künftig entweder teilweise oder gar nicht ab-
ziehbar sein. Bei manchen Einkünften soll ein Einzelnach-
weis für Ausgaben gefordert werden, bei anderen sollen un-
widerlegliche Pauschalen gelten oder Pauschalen, die durch
Einzelnachweis widerlegt werden können. Manche Einkünf-
te sollen mit Bilanzen, andere auf Basis von Überschüssen
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ermittelt werden; die Zukunftssicherung wiederum soll nach-
gelagert besteuert werden, was bedeuten würde, dass in
das System der ESt systemfremde Konsumsteuerelemen-
te eingeführt würden (vgl. Wiegard 2000).
Obwohl Einheitlichkeit und Gleichmäßigkeit steuerlicher Re-
gelungen in Aussicht gestellt wird, herrscht tatsächlich ein
Nebeneinander von Ist-Ertragsbesteuerung und der Be-
steuerung pauschalierter Soll-Erträge, das Kirchhof wie folgt
rechtfertigt:
»Die Typisierung sichert mehr Gleichheit, weil Detailrege-
lungen die Gleichmäßigkeit des Gesetzesvollzugs gefähr-
den« (S. 373). Wenngleich unwiderlegliche Pauschalen De-
klarationskosten senken, so bringt jede Pauschalierung von
Bemessungsgrundlagen das Steuerrecht einer pauschalen
Soll-Ertragsbesteuerung einen Schritt näher. In der Folge
des Nebeneinanders diverser Ist- und Soll-Elemente der Ein-
kommensberechnung stellen sich deshalb Belastungsun-
terschiede ein, deren Nutzung verzerrende Bemessungs-
grundlagen- und Zeiteffekte erzeugt. 
Welche Bemessungsgrundlagenverzerrungen
entstehen neu?
Laut Kirchhof soll die bislang zulässige Abziehbarkeit folgen-
der Ausgaben u.a. völlig abgeschafft werden für (S. 420) 
￿ Arbeitszimmer,
￿ Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte,
￿ Bewirtungskosten.
Inwiefern z.B. Fernpendler die Fahrt zum Arbeitsplatz und
Lehrer das häusliche Arbeitszimmer als privat veranlasst an-
sehen, bedürfte einer eingehenden Untersuchung.
Ob Reisekosten (Fahrt, Übernachtung, Verpflegung) von
Unternehmern und Nichtselbständigen, die Kirchhof nur
quotal zu 50% abziehen will, tatsächlich in Höhe der rest-
lichen 50% privat veranlasst sind, wird ebenfalls Zweifel
wecken.
Nach ganz eigenen Regeln sollen grundstücksbezogene
Einkünfte besteuert werden. Hier sollen laufende Ausga-
ben auf unwiderlegbare Pauschalen begrenzt werden, wäh-
rend für Veräußerungsgewinne von Grundstücken und An-
teilen an Kapitalgesellschaften ein Wahlrecht zwischen ei-
ner pauschalen Besteuerung und Einzelnachweisen einge-
führt werden soll. Bei vermieteten Grundstücken soll die Aus-
gabenpauschale 60% der Kaltmiete und bei eigenbetrieb-
lich genutzten Grundstücken 2,4% des Kaufpreises betra-
gen (S. 1 143). Abschreibungen sollen dafür gar nicht mehr
anerkannt werden. Veräußerungsgewinne von Grundstü-
cken und Aktien sollen unabhängig von der Besitzzeit mit
10% des Verkaufspreises pauschaliert werden, sofern der
Steuerpflichtige nicht einen niedrigeren Veräußerungsgewinn
nachweist. Hiermit wird ein komplexes Wahlrecht geschaf-
fen, obwohl der Entwurf eigentlich auf Wahlrechte verzich-
ten will (S. 187).
Die Verlustverrechnung durch Verlustausgleich soll nur in
der gleichen Periode möglich sein und bei notwendig wer-
dendem Verlustvortrag nur noch auf die »Erwerbsgrund-
lage« beschränkt werden. Als Erwerbsgrundlage gilt jede
einzelne »Einkommensquelle« (S. 1107), wodurch sich die
Zahl der fortzuführenden »Töpfe« der Verlustverrechnung
entsprechend der Zahl der Erwerbsgrundlagen vervielfacht
(S. 373). 
Weil der Abzug mancher dem Einkommenserwerb dienen-
der Ausgaben verboten werden soll, werfen Finanzrichter
Kirchhof vor, er setze das altbewährte »Nettoprinzip« außer
Kraft, demzufolge alle nachgewiesenen der Einkunftserzie-
lung dienenden Ausgaben das Steuereinkommen mindern
müssen. Es wird moniert, dass hiermit verfassungsrecht-
lich geschützte Prinzipen verletzt würden (vgl. Drenseck
2005, 3). Darüber hinaus löst der Kirchhof-Mix des Neben-
einanders von Ist-Einkommen und Soll-Einkommen natur-
gemäß ungewollte Steuerwirkungen aus, wenn steuerlich
abziehbare Ausgaben den wirtschaftlich notwendigen Aus-
gaben nicht entsprechen, da Steuerpflichtige der diskrimi-
nierenden Besteuerung ausweichen werden. Deshalb wür-
den anstelle expliziter Lenkungsmaßnahmen ungewollte
Steuerwirkungen auftreten, deren Richtung allerdings unbe-
stimmt bleibt.
Betreffen Zeiteffekte eine »quantité 
négligeable«? 
Kirchhof benutzt zur Einkunftsermittlung verschiedene Pe-
riodisierungsverfahren (§ 44):
￿ Einkünfte mit Quellensteuerabzug sollen mit einer Über-
schussrechnung ermittelt werden.
￿ Für andere Einkünfte soll ein Vermögensvergleich auf-
grund von Steuerbilanzen durchgeführt werden.
￿ Die Zukunftssicherung soll nach § 55 »nachgelagert«,
also auf Basis von Cashflows besteuert werden.
Damit werden Einkünfte nach wie vor verschieden ermit-
telt, wodurch sich unvermeidliche Zinseffekte einstellen. Im
Gegensatz zur Betriebswirtschaftslehre, die der steuerlichen
Nutzung dieser Zinseffekte einen eigenen Forschungszweig
gewidmet hat, sieht Kirchhof im Ergebnis »keine steuerli-
chen Belastungsunterschiede« (S. 1 069).
Wäre dies tatsächlich so, wären die Grundlagen des betrieb-
lichen Rechnungswesens, nämlich der Unterschied von Ein-
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zahlungen und Auszahlungen einerseits und Erträgen und
Aufwendungen andererseits, und das Aufstellen von Bilan-
zen zur Gänze entbehrlich und weite Forschungsbereiche
der Betriebswirtschaftslehre hinfällig. In diesem Fall wäre
es nur schwer verständlich, warum ausschließlich zur Nut-
zung steuerlicher Zeiteffekte eine ganze »Abschreibungsin-
dustrie« etabliert wurde, deren Existenzberechtigung aus-
schließlich Problemen gewidmet ist, die Kirchhof für ne-
bensächlich hält. Während eine Unterteilung von Einkünf-
ten in einzelne Einkunftsarten folgenlos bleibt, haben unter-
schiedliche Ermittlungsmethoden durchaus Folgen, wenn
ökonomisch gleichwertige Handlungen zu unterschiedlichen
Barwerten der Steuerbelastung führen. Die von Kirchhof an-
gestrebte ökonomische »Gleichheit in der Zeit« würde folg-
lich verfehlt. 
Ist die Tarifprogression verzichtbar? 
Tarifeffekte können u.a. entstehen durch Rechtsformwahl
und Arbitrage zwischen Einkunftsarten und Steuerpflichti-
gen. Da der Kirchhof-Entwurf sowohl für Personen- als auch
für Kapitalgesellschaften einen einheitlichen Tarif vorsieht,
könnten Tarifeffekte künftig vermieden werden. Eine solche
in der Literatur mit der »flat tax« bereits vor Jahrzehnten
vorgestellte Abschaffung der Progression würde zwar nicht
zu einer Senkung der Deklarationskosten , wohl aber zu ei-
ner Senkung der Planungskosten führen, da eine Gleich-
behandlung aller Personen und aller Rechtsformen ermög-
licht würde; deshalb sind die Vereinfachungswirkungen ei-
nes Einheitstarifs unbestreitbar. Dass es zu einer solchen
Regelung bislang in westlichen Industrieländern nicht ge-
kommen ist, hat vor allem fiskalische und verteilungspoliti-
sche Gründe. Da 57,2% des ESt-Volumens von 10% der
Steuerpflichtigen aufgebracht wird (Jahr 2006) und der Fis-
kus auf die progressive Besteuerung von Spitzeneinkom-
men nicht verzichten möchte, gilt eine »flat tax« als nicht fi-
nanzierbar.
Wer gewinnt, und wer verliert durch den 
Einheitstarif?
Kirchhof argumentiert zugunsten des niedrigen Einheitsta-
rifs, dass sich hierdurch keine Entlastung, sondern eine Hö-
herbelastung der Spitzenverdiener ergeben würde, da die-
se bisherige Privilegien einbüßen würden. Laut Kirchhof näh-
me der Wegfall der Privilegien den Spitzenverdienern mehr
Steuervorteile, als ihnen durch den Niedrigtarif zuwachsen
würden. Einen arithmetischen Beleg für diese Hypothese
fügt Kirchhof seinem Gesetzentwurf nicht bei. Die Nach-
prüfung seiner Behauptungen würde hinsichtlich der »Selbst-
finanzierung« des Entwurfs erleichtert, wenn die Liste der
vermeintlichen 511 Privilegien publiziert würde, die Kirch-
hof nach wie vor unter Verschluss hält.
Deshalb wird in der Literatur bezweifelt, dass Kirchhofs
Rechnung aufgeht. Wenn Reiche, die auf ein bisher er-
klärtes Einkommen von einer Million Euro einschließlich So-
li knapp 500 000 Euro Steuern bezahlt haben, bei einem
Tarif von 25% künftig die gleiche oder eine höhere Steu-
erlast tragen sollen, so müsste bisher ca. die Hälfte des
Einkommens durch Nutzung von »Schlupflöchern« steu-
erfrei geblieben sein, damit die Rechnung aufginge. Eine
überschlägige Berechnung aufgrund der fortgeschriebe-
nen Daten der ESt-Statistik 1995 ergibt, dass bei den ca.
543 000 Stpfl., deren Einkommen 102 267 Euro übersteigt,
das Einkommen durch Abschaffung von Privilegien von bis-
her rund 120 Mrd. Euro um 66,4 Mrd. Euro auf 186,4 Mrd.
Euro erhöht werden müsste. Allein bei den 88 083 Steu-
erpflichtigen. (0,32% aller Stpfl.), deren zu versteuerndes
Einkommen 245 504 Euro übersteigt und die 14,63% des
gesamten gegenwärtigen Steueraufkommens bestreiten,
müsste das steuerliche Einkommen von derzeit 55,7 Mrd.
Euro um 33,4 Mrd. Euro auf 89,1 Mrd. Euro gesteigert wer-
den. Dies würde im Durchschnitt eine notwendige Erhö-
hung der Bemessungsgrundlage um 379 336 Euro pro
Stpfl. bedeuten und wird als extrem unwahrscheinlich an-
gesehen (vgl. Maiterth und Houben 2005).
Die eigentlichen Gewinner des Kirchhof-Konzepts wären da-
her die Spitzenverdiener, die anstelle von 47,5% ESt ein-
schließlich Soli künftig auf das gleiche Einkommen nur 25%
Steuern zahlen würden. 
Fazit
Ein Gesamturteil über den abseits der weltweiten Steuerre-
formdiskussion (aktuell Mirlees 2011) entstandenen Kirch-
hof-Entwurf muss schon deshalb unterbleiben, da viele Re-
gelungen nicht hinreichend konkretisiert sind. Aus diesem
Grund warnen Richter des Bundesfinanzhofs vor dem Ent-
wurf, da sie jahrelange Rechtsunsicherheit befürchten. Das
Kurz-Gesetz würde das auf »code law« basierende Kon-
struktionsprinzip des bisherigen Steuerrechts durch ein Sys-
tem des »case law« ersetzen, dessen Beitrag zur Steuerver-
einfachung für zweifelhaft gehalten wird. Wegen weiterhin
unterschiedlicher Methoden der Einkommensermittlung in
Bezug auf die Breite und Periodisierung von Steuerbemes-
sungsgrundlagen würden bislang nicht auftretende, uner-
wünschte allokative Wirkungen entstehen, deren Richtung
wegen der Unklarheit der Regelungen unbestimmt bliebe.
Zur Nutzung der neu geschaffenen Gelegenheiten zur Steu-
ervermeidung müssten Steuerpflichtige Planungskosten in
Kauf nehmen, die das Steuerrecht komplizierter machen
würden. Am klarsten sind die Verteilungsfolgen des geplan-
ten Niedrigtarifs von 25%, die vor allem für hohe Einkom-
men zu günstigen Ergebnissen führen würden. Für Spit-
zenverdiener wäre es gewiss einfacher, weniger Steuern zu
zahlen. 
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Steuerreform muss auf der Agenda 
bleiben
Zur Ausgangslage
Die hohe Verschuldung der öffentlichen Haushalte und der
sich daraus ergebende Konsolidierungszwang haben die
Diskussion um eine umfassende Steuerreform in den Hin-
tergrund treten lassen. Alle steuerpolitischen Ziele, die in der
Koalitionsvereinbarung vom 16. Oktober 2009 benannt wa-
ren, sind bisher nicht verwirklicht worden. Übrig geblieben
ist nur eine vergleichsweise geringe Steuersenkung im Um-
fang von etwa 6 Mrd. Euro, die in zwei Schritten in den Jah-
ren 2013 und 2014 verwirklicht werden soll. Noch ist aller-
dings unklar, ob sich dafür überhaupt die parlamentarische
Zustimmung gewinnen lassen wird.
Wenn schon so geringfügige Steuersenkungen kaum durch-
setzbar sind, gibt es politisch momentan erst recht keine
Chancen für eine umfassende Steuerreform. Nun ist aller-
dings die Auffassung falsch, Steuersenkungen stünden
grundsätzlich im Widerspruch zum Konsolidierungszwang.
Auch in der momentanen Situation könnten Steuerausfälle
aufgrund von Tarifsenkungen ohne Gefährdung des Kon-
solidierungsziels verkraftet werden, wenn die Politik nur zu
entsprechenden Kürzungen bei den öffentlichen Ausgaben
oder zum Abbau von Steuervergünstigungen bereit wäre.
Da weitgehend akzeptiert ist, dass das deutsche Steuersys-
tem grundlegend reformiert werden muss, sollte dieses Ziel
auch bei schwieriger Haushaltslage auf der finanzpolitischen
Agenda verbleiben.
Einer der wenigen, die konsequent für eine radikale Steuer-
reform – hin zu einem einfachen, gerechten und effizienten
Steuersystem – kämpfen, ist Paul Kirchhof. Bereits im Jahr
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2003 hat er Vorstellungen zu einer durchgreifenden Reform
der Einkommensteuer vorgelegt, die über den wissenschaft-
lichen und politischen Bereich hinaus auch einem Großteil
der Bevölkerung bekannt sind. Das ist darauf zurückzufüh-
ren, dass die Vorschläge im Zentrum der steuerpolitischen
Auseinandersetzungen im Bundestagswahlkampf 2005 ge-
standen haben. Dagegen sind damals viele weitgehend un-
zutreffende, polemisierende und persönlich verletzende Ar-
gumente vorgetragen worden. Das alles hat Kirchhof jedoch
nicht entmutigen können: Inzwischen hat er einen deutlich
erweiterten Reformvorschlag vorgelegt (vgl. Kirchhof 2011).
Vorschlag von Kirchhof
Vieles daran – jedenfalls soweit es um die Reform der Ein-
kommensteuer geht – ist nicht grundsätzlich neu (vgl. Kirch-
hof 2003), aber es sind viele neue Gedanken hinzugekom-
men, und das Reformkonzept ist deutlich erweitert wor-
den. Die wichtigsten Elemente sind:
￿ In Zukunft soll es nur noch vier Steuerarten (statt heute
nahezu 30) geben: Steuern auf das Einkommen, den Um-
satz, die Erbschaften und Schenkungen sowie den Ver-
brauch.
￿ Für die Einkommensteuer werden die bereits früher ge-
machten Vorschläge wiederholt, zum Teil aber auch tech-
nisch verfeinert: Es gilt (formal) ein »einheitlicher Steuer-
satz« von 25% Die ersten 10 000 Euro des Jahresein-
kommens bleiben steuerfrei, die nächsten 5 000 Euro
werden nur zu 60%, die dann folgenden 5 000 Euro zu
80% in der Bemessungsgrundlage erfasst. »Die volle
Steuerpflicht setzt deshalb erst bei einem Einkommen
von 20 001 Euro ein« (Kirchhof 2011, 15). Alle Einkom-
mensarten werden gleich behandelt; sämtliche (heutigen)
Ausnahmen und Steuervergünstigungen entfallen.
￿ Für die Erbschaft- und Schenkungssteuer gilt ein einheit-
licher Steuersatz von 10% auf jede Art der Vermögens-
übertragung; lediglich das Verwandtschaftsverhältnis zwi-
schen Erblasser und Erben wird noch in unterschiedlich
hohen Freibeträgen berücksichtigt.
￿ Die Umsatzsteuer soll ebenfalls mit einen einheitlichen
Satz (von 19%) erhoben werden. Das bedeutet, dass der
ermäßigte Steuersatz von derzeit 7% entfallen würde; zu-
dem sollen Steuerbefreiungen gestrichen werden. Fer-
ner soll die Umsatzsteuer nicht mehr auf Transaktionen
zwischen Unternehmen, sondern nur auf solche zwischen
Unternehmen und Konsumenten erhoben werden.
￿ Anstelle der vielen Einzelverbrauchsteuern soll in Zukunft
nur noch eine einheitliche Verbrauchsteuer auf den Kon-
sum solcher Güter (zum Beispiel Tabak, Alkohol, Ener-
gie) erhoben werden, deren Verbrauch »externe Kos-
ten« verursacht.
Der für diesen Beitrag vorgegebene Umfang verlangt, sich
auf einige Aspekte dieses Reformmodells zu konzentrieren.
Deshalb soll lediglich auf die Vorschläge zu den beiden vom
Aufkommen her wichtigsten Steuern, die Einkommensteu-
er und die Umsatzsteuer, eingegangen werden. Für eine Stel-
lungnahme aus ökonomischer Sicht sind vor allem die Be-
gründungen für die Reform in den »Leitgedanken der Steu-
erreform« und in den den einzelnen Steuerarten vorange-
stellten »Grundgedanken« interessant. Das Bundessteuer-
gesetzbuch, das gut 90% des Umfangs des voluminösen
Bandes von immerhin 1 285 Seiten ausmacht, ist die ge-
setzestechnische Umsetzung der »Leitgedanken« und
»Grundgedanken«. Darauf kann hier nicht im Einzelnen ein-
gegangen werden.
Einkommensteuer: »Flat-Rate-Steuer«?
Um die Reform der Einkommensteuer wird nicht nur in
Deutschland, sondern in vielen westlichen Industrieländern,
vor allem auch im anglo-amerikanischen Raum, gerungen.
Liest man das umfangreiche Literaturverzeichnis, könnte
man auf den Gedanken kommen, die Reform der Einkom-
mensteuer sei lediglich ein deutsches und zudem ein aus-
schließlich juristisches Problem. Dem ist aber mit Nichten
so. 
Wer Vorschläge zu einer einfachen, gerechten und effizien-
ten Einkommensbesteuerung vorlegen will, muss sich zu-
nächst einmal mit den Konflikten zwischen diesen drei Zie-
len und mit der Konkretisierung der Ziele beschäftigen. Be-
kanntermaßen ist eine Kopfsteuer eine besonders einfa-
che, aber eben auch extrem ungerechte Steuer. Aus der ak-
tuellen Situation wissen wir, dass manche – sicher nicht je-
de – technisch schwierige Regelung im heutigen Steuersys-
tem ihre Begründung in dem Versuch hat, steuerliche Ge-
rechtigkeit zu sichern. Zu diesen Zielkonflikten findet man
in den grundsätzlichen Ausführungen und Begründungen
zum Bundessteuergesetzbuch nur wenig. Dass ein Steuer-
system auch die Effizienz des Wirtschaftens möglichst we-
nig beeinträchtigen, also weitgehend allokationspolitisch
neutral sein sollte, wird nicht nur durch den Verzicht auf Len-
kungssteuern erreicht (vgl. Kirchhof 2011, 123 ff.). Hierfür
ist auch die Tarifgestaltung relevant. 
Die meisten bisher vorliegenden Vorschläge zur Reform der
Einkommensteuer wollen die Besteuerung nach der persön-
lichen Leistungsfähigkeit garantieren. Das verlangt einen
Indikator für die Leistungsfähigkeit. Nach überwiegender
Meinung kann diese am ehesten am individuellen Einkom-
men abgelesen werden. Das heißt, dass sämtliche Einkom-
men einer Person – gleichgültig aus welchen Erwerbsquel-
len sie fließen – zusammengefasst und dann als Gesamt-
einkommen besteuert werden. Freistellungen bestimmter
Einkommen oder Einkommensteile – möglicherweise diffe-
renziert nach der Art der Einkommensentstehung oder Ein-
kommensverwendung – stehen dazu im Widerspruch. Le-
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diglich zur Absicherung des Existenzminimums ist für den
Steuerpflichtigen (und seine Ehefrau und die Kinder) ein Frei-
betrag erforderlich. Hierfür wird ein Betrag von 8 000 Euro
angesetzt. Für die Einkommensteuer gilt das Nettoprinzip:
Die Kosten des Einkommenserwerbs (heute: Werbungskos-
ten oder Betriebsausgaben) müssen bei der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage abgezogen werden. Natürliche Per-
sonen sollen deshalb von ihren Erwerbseinkommen eine
»Vereinfachungspauschale« von 2 000 Euro abziehen kön-
nen, wenn sie nicht höhere Erwerbskosten nachweisen. 
Personen in gleicher Einkommensposition sollen die gleiche
Steuerbelastung tragen. Das ist das Prinzip der horizonta-
len Steuergerechtigkeit, das auf die Forderung nach einer
breiten Bemessungsgrundlage hinausläuft. Dem will das
Bundessteuergesetzbuch auch folgen. Den entsprechen-
den Passagen ist deshalb vollinhaltlich zustimmen. Sieht
man einmal von der Steuerfreiheit bestimmter Zuschläge bei
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit sowie der sog. Pend-
lerpauschale ab, hat die Steuerpolitik in den letzten Jahren
einiges beim Abbau solcher Steuervergünstigungen erreicht.
Der Reformbedarf ist deshalb in diesem Bereich gar nicht
mehr so groß.
Das weitaus schwierigere Problem liegt auf anderem Ge-
biet: Unbestritten ist, dass unterschiedliche Einkommens-
positionen unterschiedlich besteuert werden müssen. Das
ist das Prinzip der vertikalen Steuergerechtigkeit. Die ent-
scheidende Frage ist jedoch, wie unterschiedlich die Be-
steuerung sein soll. Die politischen Vorstellungen darüber
kommen im Steuertarif zum Ausdruck. In der wissenschaft-
lichen Diskussion ist bisher nicht nachgewiesen worden,
welche Art des Tarifs zur Verwirklichung der vertikalen Ge-
rechtigkeit geboten ist. Braucht man dazu einen proportio-
nalen Tarif (konstanter Durchschnittssteuersatz) oder einen
progressiven Tarif (steigender Durchschnittssteuersatz) und
wie müsste die Progression im Einzelnen gestaltet sein – in
der Form der direkten (steigende Grenzsteuersätze) oder
der indirekten Progression (konstanter Grenzsteuersatz mit
Freibetrag)? Alle Tarifformen haben ihre speziellen Vor- und
Nachteile – vor allem auch hinsichtlich ihrer ökonomischen
Wirkungen. Kirchhof hat sich für eine »flat rate« entschieden:
Die Einkommensteuer soll einen Freibetrag und (formal) ei-
nen konstanten Grenzsteuersatz von 25% haben. Das läuft
auf einen linear progressiven Tarif hinaus. Dass Kirchhof in
früheren Veröffentlichungen und auch im vorliegenden Werk
nicht sauber trennt zwischen Grenz- und Durchschnittssteu-
ersatz, hat wohl mit dazu beigetragen, dass er sich den zwei-
fellos unzutreffenden Vorwurf zugezogen hat, er wolle im
Grunde eine »Kopfsteuer« einführen, konkret: Die Kranken-
schwester solle in Zukunft genauso stark belastet werden
wie der Chefarzt.
Ein solches System der »flat rate« hat zweifellos große Vor-
teile, die der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesminis-
terium der Finanzen (2004) in einem Gutachten im Einzel-
nen diskutiert hat. Die harsche Kritik an der »flat rate« hat
Kirchhof nun offenbar veranlasst, in den jüngsten Vorschlä-
gen die Progression zu verstärken; er »verlegt diese ... in
die Bemessungsgrundlage« (Kichhof 2011, 14). Damit wer-
den die Aspekte der horizontalen Gerechtigkeit und der ver-
tikalen Gerechtigkeit miteinander vermengt. Das Ergebnis
ist denn auch gar keine »flat rate« mehr, sondern ein Stu-
fentarif mit drei Stufen und Grenzsteuersätzen von 15, 20
und 25%.
Umsatzsteuer: Zurück zu einer allgemeinen 
Konsumsteuer
Die heute innerhalb der Europäischen Union erhobene Um-
satzsteuer ist eine Netto-Allphasen-Umsatzsteuer, die der
Intention nach ausschließlich den privaten Konsum besteu-
ern soll. Man nennt sie deshalb auch Mehrwertsteuer vom
Konsumtyp. Nach der theoretischen Konzeption soll der ge-
samte private Konsum – aber auch nur dieser – mit einem
einheitlichen Steuersatz belegt werden. Die derzeit tatsäch-
lich praktizierte Regelung weicht davon ganz erheblich ab
(vgl. dazu Peffekoven 2010, 21 ff.), was sich vor allem in
Abstrichen von der Systematik zeigt. Nicht nur der private
Konsum, sondern auch Teile der privaten Investitionen so-
wie der staatliche Konsum und die staatlichen Investitionen
werden steuerlich belastet. 
Schließlich wird nicht einmal der gesamte private Konsum
einheitlich besteuert. Das ist auf die Steuerbefreiungen und
auf die Steuersatzdifferenzierung zurückzuführen. Insofern
liegt der Reformbedarf in erster Linie in diesen Bereichen.
Mithin ist Kirchhof voll zuzustimmen, wenn er für das Strei-
chen der Steuerbefreiungen1 und des ermäßigten Steuer-
satzes plädiert. 
Das mit der Streichung der beiden Steuervergünstigungen
zusätzlich anfallende Aufkommen wäre beträchtlich; es dürf-
te nach einer groben Schätzung bei gut 30 Mrd. Euro lie-
gen. Hinzu kommen noch (allerdings sehr schwer abzuschät-
zende) Steuermehreinnahmen, die aus Wachstums- und Ef-
fizienzgewinnen resultieren. Zudem dürfte der Erhebungs-
und Kontrollaufwand bei der Umsatzsteuer durch eine sol-
che Reform deutlich zurückgehen.
Die Verwendung des Mehraufkommens kann man sich ver-
schieden vorstellen: Kirchhof empfiehlt, den einheitlichen
Satz bei der Umsatzsteuer beim heutigen Normalsatz von
ifo Schnelldienst 24/2011 – 64. Jahrgang
17
1 Mit einigen Ausnahmen, »um das Leistungsangebot zu verbilligen«. »Fi-
nanzdienstleistungen bleiben ebenfalls im bisherigen Umfang steuerfrei« 
– und das ohne jede Begründung (Kichhof 2011, 33). Da allerdings – an-
ders als heute – die steuerbefreiten Unternehmen den Vorsteuerabzug prak-
tizieren dürfen, entsteht eine »echte Steuerbefreiung« (Nullsteuersatz). Frag-
lich ist, ob das bei Inlandstransaktionen EU-rechtlich durchsetzbar ist (vgl.
dazu Peffekoven 2010, 27 und die dort angegebene Literatur).Zur Diskussion gestellt
19% zu belassen. Das würde insgesamt eine deutliche Mehr-
belastung darstellen, durch die vor allem die Bezieher nied-
riger Einkommen getroffen würden. Diese (regressive) Wir-
kung erklärt sich daraus, dass dieser Personenkreis einen
Großteil seines Einkommens für heute ermäßigt besteuerte
oder steuerbefreite Güter und Leistungen ausgibt. Das soll
im Kirchhof-Modell durch entsprechende Transferzahlungen
ausgeglichen werden.
Man kann sich auch eine andere Vorgehensweise vorstel-
len: Die Gesamtsumme des zunächst anfallenden Steuer-
mehraufkommens würde es ermöglichen, mit dem Regel-
satz wieder auf die bis zum 31. Dezember 2006 geltende
Höhe von 16% zurückzugehen; dafür sind etwa 25 Mrd.
Euro erforderlich. Die Masse der Konsumenten würde sich
bereits dadurch besser stehen als mit einem Regelsatz von
19%, dem ermäßigten Satz von 7% und einer Fülle von Steu-
erbefreiungen, die für die Konsumenten letzten Endes auch
Steuerbelastungen (»versteckte Mehrwertsteuer«, vgl. Mo-
nopolkommission 2009, 45) mit sich bringen. Für Bezieher
sehr niedriger Einkommen kann dann noch eine verteilungs-
politisch unerwünschte Mehrbelastung übrig bleiben, die
man über Transfers ausgleichen könnte.
Ein besonderes Problem bei der Umsatzsteuer stellen die
hohen Steuerausfälle dar, denen sich die Bundesregierung
laut Koalitionsvertrag zuwenden wollte. Geschehen ist auch
in diesem Zusammenhang bisher nichts. Auf die Steuerhin-
terziehung bei Transaktionen im EU-Binnenmarkt (vor allem
bei sog. Karussellgeschäften) soll hier nicht eingegangen
werden. Steuerhinterziehung gibt es auch bei inländischen
Transaktionen. Da Umsatzsteuer, die man nicht entrichten
muss, auch nicht hinterzogen werden kann, liegt der Ge-
danke nahe, die Umsatzsteuer, die im Unternehmenssek-
tor letzten Endes ein durchlaufender Posten ist, gar nicht
mehr auf Transaktionen zwischen Unternehmen, sondern
nur noch auf solche zwischen Unternehmen und Haushal-
ten zu erheben.2 Dadurch kann man allerdings viele Tatbe-
stände der Hinterziehung gar nicht in den Griff bekommen
– etwa die Fälle, dass ein Lieferant die einbehaltende Mehr-
wertsteuer nicht korrekt an den Fiskus abführt oder dass in
der Schattenwirtschaft Geschäfte ohne Umsatzsteuer ab-
gewickelt werden. Zudem würde die Netto-Allphasen-Um-
satzsteuer mit dem Kirchhofschen Vorschlag aufgegeben
und de facto eine Einzelhandelssteuer (sales tax) eingeführt.
Wer die Probleme kennt, die in den USA mit den state sales
taxes verbunden sind, kann davor nur warnen. Die Steuer-
hinterziehung im Unternehmenssektor würde sich auf die
Einzelhandelsstufe verlagern. Bei Transaktionen eines Un-
ternehmens müssten klar getrennt werden zwischen sol-
chen mit anderen Unternehmen und solchen mit Konsu-
menten. Das wird nur über ein System von Identifikations-
nummern zu bewerkstelligen sein, das wiederum Anreize
zum Missbrauch und damit zur Steuerhinterziehung gera-
dezu provoziert, wie die Erfahrungen mit der Besteuerung
der innergemeinschaftlichen Leistungen in der EU belegen.
Im Zusammenhang mit den Vorschlägen zur Neugestal-
tung der Umsatzsteuer ist erstaunlich, dass Kirchhof hier
Gedanken aufgreift, die seit Jahren in der wirtschaftswissen-
schaftlichen Diskussion behandelt worden sind, ohne die-
se zu zitieren, geschweige denn sich damit auseinanderzu-
setzen. So hatte der Sachverständigenrat zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem Jahres-
gutachten 2005/06 (Ziff 454 ff.) ausführlich zum Modell des
»Reverse Charge« und zu den Problemen beim Übergang
zu einer Ist-Besteuerung anstelle der heutigen Soll-Besteue-
rung Stellung genommen.
Nachdem CDU, CSU und FDP in ihrer Koalitionsvereinba-
rung die Reform der Umsatzsteuer zu einem wichtigen Re-
formfeld für die laufende Legislaturperiode erklärt hatten,
ist es in den Jahren 2010 und 2011 zu einer Fülle von Gut-
achten und Stellungsnahmen zu dieser Thematik gekom-
men. Keiner der wirtschaftswissenschaftlichen Beiträge er-
scheint im umfassenden Literaturverzeichnis.3 Die Reform-
vorschläge werden eher ex cathedra verkündet als in einer
wissenschaftlichen Argumentation und einer Auseinander-
setzung mit anderen Quellen überzeugend und nachvoll-
ziehbar erarbeitet.
Chancen für eine Verwirklichung 
Chancen für eine umfassende Steuerreform, wie sie das
Bundessteuergesetzbuch vorsieht, sind momentan wegen
der prekären finanziellen Situation generell gering. Zudem
wird jeder sich bietende finanzielle Spielraum derzeit eher
für Ausgabenerhöhungen als für Steuersenkungen genutzt.
Laut Koalitionsvereinbarung sollte bei der Einkommensteu-
er zum 1. Januar 2011 ein Stufentarif eingeführt und die Um-
satzsteuer an die modernen Anforderungen angepasst wer-
den. Zwei Jahre nach Regierungsantritt ist nicht eines die-
ser Ziele verwirklicht worden. 
Die größere Gefahr für die Kirchhofschen Vorschläge lauert
aber wohl woanders. Würden das Bundessteuergesetzbuch
verabschiedet, dann verlören die Politiker bei den dann noch
erhobenen vier Steuern jede Gestaltungsmöglichkeit, um ih-
re Klientel über Steuervergünstigungen zu bedienen. Dieses
Instrument werden sie sich nicht aus der Hand nehmen las-
sen. Gerade die Reformbemühungen um die Umsatzsteu-
er haben gezeigt, dass selbst Modelle, die dem Staat Mehr-
einnahmen bringen würden, nicht konsensfähig sind. Die
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2 Dieser Vorschlag ist keineswegs neu, sondern bereits 2001 vom damali-
gen rheinland-pfälzischen Finanzminister Gernot Mittler gemacht worden. 
3 Das gilt auch für die grundlegende (im Auftrag der EU-Kommission er-
stellte) Studie Copenhagen Economics (2007).Zur Diskussion gestellt
Politik scheut zum Beispiel bei einer Abschaffung des ermä-
ßigten Satzes den dann wohl anstehenden Streit mit vielen
Interessenvertretern.
Bei der Umsatzsteuer dürften sich erhebliche Probleme für
die Umsetzung des Bundessteuergesetzbuches aus den
EU-rechtlichen Restriktionen ergeben. Bei dieser Steuer ist
die Harmonisierung schon weit fortgeschritten. Reformen
im nationalen Alleingang sind in vielen Bereichen (etwa bei
den Steuerbefreiungen oder beim Nullsteuersatz) gar nicht
mehr möglich.
Die mit dem Bundessteuergesetzbuch verfolgte Reform wird
im Übrigen bei der Einkommensteuer Entlastungen vor al-
lem für die Bezieher höherer Einkommen bringen. Dem ste-
hen deutliche Mehrbelastungen bei der Umsatzsteuer ge-
genüber, die in erster Linie die Bezieher niedriger Einkom-
men treffen werden. Durch die Reform würde also die Pro-
gression des gesamten Steuersystems abgebaut. Das wird
auf verteilungspolitische Bedenken stoßen. 
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